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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 5 RE 1/14 S 
 
L 10 R 5462/13 (LSG Baden-Württemberg) 
S 5 R 6858/12 (SG Stuttgart) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Mai 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,   die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r    

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Landessozialgerichts 

Baden-Württemberg vom 29. April 2014 - L 10 R 5462/13 - wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Durch Beschluss vom 29.4.2014 hat das LSG Baden-Württemberg den Antrag des Klägers auf 

Gewährung von Prozesskostenhilfe abgelehnt. 

 

Der Kläger hat mit Schriftsatz vom 16.5.2014 gegen den vorstehend bezeichneten Beschluss 

des LSG "sofortige Beschwerde" beim BSG eingelegt. 

 

Gegen die Entscheidung des LSG ist weder Beschwerde noch ein sonstiges Rechtsmittel zum 

BSG vorgesehen. Entscheidungen des LSG können nur in den Fällen des § 160a Abs 1 SGG 

und des § 17a Abs 4 S 4 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) mit der Beschwerde an das BSG 

angefochten werden. Weder ein Fall des § 17a Abs 4 GVG (Beschwerde gegen einen Be-

schluss über die Zulässigkeit des Rechtsweges) noch ein Fall des § 160a SGG ist hier 

gegeben. § 160a Abs 1 SGG eröffnet den Weg der Nichtzulassungsbeschwerde nur wegen der 

in einem Berufungsurteil oder einem solchen Urteil gleichstehenden Beschluss (§ 153 Abs 4, 

§ 158 S 3 SGG) nicht zugelassenen Revision. Der Kläger will sich vorliegend mit der 

Beschwerde nicht gegen eine das Berufungsverfahren abschließende Entscheidung wenden, 

sondern gegen einen während des laufenden Berufungsverfahrens ergangenen Beschluss des 

LSG. Gegen derartige Entscheidungen ist ein Rechtsmittel zum BSG nicht gegeben. Der 

Beschluss des LSG kann deshalb - wie bereits das LSG in diesem Beschluss dem Kläger 

zutreffend mitgeteilt hat - gemäß § 177 SGG nicht mit der Beschwerde zum BSG angefochten 

werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

